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A. Mündliche Fragen gemäß L der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


1. Abgeordneter Sind bereits Auswirkungen des Beschlusses 
von Thadden der Rechtspfleger des Landesverbands Saar 
erkennbar, die Arbeit der Rechtspfleger nur 
nach intensiverer Prüfung und längerer Bear- 
beitungszeit mit geringerem persönlichen 
Risiko durchzuführen? 


2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob eine 
von Thadden soldie Aktion der Rechtspfleger auch in ande- 
ren Bundesländern stattfinden soll, und wie 
beurteilt sie die Gründe für die erhebliche 
Unruhe unter den Rechtspflegern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


4. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


5. Abgeordneter 

Schlaga 


6. Abgeordneter 

Schlaga 


7. Abgeordneter 

Hörmann 

(Freiburg) 


8. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 


Hat das Angebot zur Zusammenarbeit in Fra- 
gen des Umweltschutzes des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs beim Bundesminister für 
innerdeutsche Beziehungen, Karl Herold, an 
die DDR inzwischen zu ersten Verhandlungen 
geführt? 

Ist insbesondere aus dem Zustand von Gewäs- 
sern, die ihren Lauf durch die DDR in die Bun- 
desrepublik Deutschland nehmen, zu erkennen, 
daß die DDR inzwischen Maßnahmen gegen 
eine zunehmende Umweltverschmutzung er- 
griffen hat? 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung hinsichtlich der nicht umweltverschmut- 
zenden Beseitigung von alten Autoreifen? 

Hat die Bundesregierung die Absicht, darauf 
hinzuwirken, gegebenenfalls in welcher Form, 
daß für die schadlose Beseitigung von Alt- 
reifen analog dem Altölpfennig bei dem Alt- 
ölgesetz beim Erwerb von Neureifen bereits 
ein entsprechender Mehrbetrag erhoben wird? 

Kann die Bundesregierung auf Grund ent- 
sprechender Untersuchungen Auskunft darüber 
geben, welche Auswirkungen der Betrieb von 
Kernkraftwerken am Oberrhein (Breisach und 
Fessenheim) auf die Ökologie und das Klima 
dieses Gebiets haben wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, Rationalisie- 
rungsmaßnahmen im öffentlichen Dienst be- 
sonders zu fördern? 
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9. Abgeordneter 
Bedker 
(Nienberge) 


Wird die Bundesregierung dafür Sorge tragen, 
daß den Angehörigen des öffentlichen Dien- 
stes ihr Besitzstand gewahrt bleibt und sie an 
den Rationalisierungsgewinnen beteiligt wer- 
den? 


10. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß im 
Dr. Evers Schreiben des Bundesministers des Innern, 

Aktenzeichen D II 5 - 221 521/2, vom 22. Sep- 
tember 1971, an die für das Besoldungsrecht 
zuständigen Minister (Senatoren) der Länder, 
betreffend den Entwurf eines Zweiten Ge- 
setzes zur Vereinheitlichung und Neuregelung 
des Besoldungsrechts in Bund und Ländern, 
keine spezifischen Vorschriften über die be- 
soldungsmäßige Einstufung der Universitäts- 
dozenten, Oberassistenten, Oberärzte, Ober- 
ingenieure, der als solche beamteten außer- 
planmäßigen Professoren und der Wissen- 
schaftlichen Räte enthalten sind, und daß 
dadurch den Ländern erneut Ermessensspiel- 
raum für die Besoldung dieser Beamtengrup- 
pen mit der Möglichkeit unterschiedlicher Be- 
handlung eingeräumt worden ist? 


11. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung meiner Vermu- 
Dr. Evers tung zu, daß bei sinngemäßer Auslegung des 

Gesetzentwurfs die Universitätsdozenten, 
Oberassistenten, Oberärzte und Oberingeni- 
eure in die Besoldungsgruppe AH 2 bzw., 
wenn sie zu außerplanmäßigen Professoren 
ernannt worden sind, in die Besoldungsgruppe 
AH 3, und die als solche beamteten außerplan- 
mäßigen Professoren und die Wissenschaft- 
lichen Räte ebenfalls in die Besoldungsgruppe 
AH 3 einzustufen sind? 


12. Abgeordneter 

Dr. Hauff 


Wann werden die Ausführungsbestimmungen 
zum Fluglärmgesetz veröffentlicht? 


13. Abgeordneter 

Peters 

(Norden) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die mit 
der Überwachung und Erforschung der biolo- 
gisch-ökologischen Verhältnisse der Küsten- 
gewässer und der offenen See beauftragten 
deutschen wissenschaftlichen Institute mangels 
hinreichender personeller und laborativer Aus- 
stattung kaum in der Lage sind, ihre ständig 
wachsenden Aufgaben in befriedigender 
Weise wahrzunehmen? 


14. Abgeordneter 

Peters 

(Norden) 


Ist die Bundesregierung in absehbarer Zeit 
bereit, die Grundlagenforschung auf dem Ge- 
biet der Abwassertechnologie vornehmlich im 
Hinblick auf die Ökologie abwasser- und ab- 
fallbelasteter mariner Gewässer durch die 
Bereitstellung von Mitteln für die Errichtung 
eines auch im internationalen Maßstab lei- 
stungsfähigen neuen Forschungsinstituts zu 
intensivieren? 
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:5. Abgeordneter 

Konrad 


16. Abgeordneter 

Konrad 


17. Abgeordneter 
Seefeld 


18. Abgeordneter 

Dr. Hubrig 


19. Abgeordneter 

Dr. Hubrig 


20. Abgeordneter 

Brüdc 

(Köln) 


21. Abgeordneter 

Brück 

(Köln) 


22. Abgeordneter 

Berger 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß nicht 
in allen Bundesländern entsprechend der Ver- 
ordnung über Sonderurlaub für Bundesbeamte 
und Richter vom 20. Oktober 1965 Landes- 
und Kommunalbeamten Sonderurlaub für die 
Teilnahme an den vom Bundespresse- und 
Informationsamt organisierten Informations- 
reisen gewährt wird? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um allen Angehörigen im öffentlichen 
Dienst des Bundes, der Länder und Gemeinden 
Gleichbehandlung bei Informationsfahrten 
nach Bonn zu sichern, insbesondere dann, 
wenn ein Bundesland Dienstbefreiung für Ver- 
anstaltungen, die im weitesten Sinne der Fort- 
bildung dienen, im Erlaßweg geregelt hat? 

In welcher Weise beeinträchtigt die Ablage- 
rung von Abfällen durch die elsässische Kali- 
industrie in den Rhein das Rheinwasser, und 
welche Schritte hat die Bundesregierung da- 
gegen unternommen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Tatbe- 
stand, daß die Sätze der Unterhaltshilfe nach 
dem Lastenausgleichsgesetz entsprechend 
ihrem Entwurf zu einem Vierten Unterhalts- 
hilfeanpassungsgesetz trotz der vorgesehenen 
Anhebungen erheblich unter den Sätzen der 
Sozialhilfe liegen? 

Hält die Bundesregierung in diesem Zusam- 
menhang Vorhaben des Bundesausgleichsamts 
für angemessen, eine Erhöhung der Unter- 
haltshilfe zum 1. Januar 1972 von 235 DM 
auf 255 DM durchzuführen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, in dieser 
Wahlperiode Gesetzesnovellen zum G 131 und 
zum Bundesgesetz zur Regelung der Wieder- 
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes ein- 
zubringen, nachdem die Härteberichte des 
Bundesinnenministers in beiden Gesetzge- 
bungsbereichen bereits seit geraumer Zeit vor- 
liegen? 

Im Falle der Bejahung der Vorfrage: inner- 
halb welchen Zeitraums sieht sich die Bundes- 
regierung in der Lage, entsprechende Gesetz- 
entwürfe vorzulegen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
nachdem nunmehr 26 Jahre seit Kriegsende 
vergangen sind, zu einer Abschlußgesetzge- 
bung auf dem Gebiet des Artikels 131 GG 
und des Bundesgesetzes zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts für Angehörige des öffentlichen 


4 




Drucksadle VI/2890 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


23. Abgeordneter 

Berger 


24. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


25. Abgeoidneter 

Wagner 

(Günzburg) 


26. Abgeordneter 

Dr. Bedier 
(Pullach) 


Dienstes zu kommen, wie dies vom DeutscJien 
Bundestag in seiner 5. Wahlperiode unter 
Zustimmung aller Fraktionen für notwendig 
gehalten wurde? 

Weldie Teilgebiete müßten nach Auffassung 
der Bundesregierung in beiden Gesetzesmate- 
rien vordringlich geregelt werden, um die 
dringendsten Härtefälle zu beseitigen? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung noch 
nicht zu einer Meinungsbildung darüber ge- 
kommen sei, welchen in den beiden Härtebe- 
richten zum G 131 und zum Gesetz zur Rege- 
lung der Wiedergutmachung nationalsoziali- 
stischen Unrechts für Angehörige des öffent- 
lichen Dienstes genannten Problemen ange- 
sichts der beschränkten zur Verfügung stehen- 
den Mittel Priorität eingeräumt werden soll? 

Im Falle der Bejahung der Vorfrage: wie 
verhält sich dieses Unvermögen zu der Äuße- 
rung des Herrn Bundeskanzlers — abgedruckt 
im Bulletin der Bundesregierung vom 24. Ok- 
tober 1970: „Unser internes Arbeitsprogramm, 
das der Konkretisierung und Verwirklichung 
der Regierungserklärung vom 28. Oktober 
1969 dient, ist jetzt sachlich verzahnt, zeitlich 
geplant und finanziell durch die bis 1974 
festgeschriebene Finanzplanung abgesichert."? 

In welchem Ausmaß und wo haben in letzter 
Zeit Mitglieder der SED und anderer kommu- 
nistischer Parteien des sowjetischen Macht- 
bereichs an politischen und anderen Veran- 
staltungen innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland teilgenommen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


27. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Schmidt bereits ergriffen oder gedenkt sie zu ergrei- 

(Würgendorf) fen, um entsprechend der Empfehlung der 
Nordatlantischen Versammlung über die Erd- 
ölversorgung der europäischen Bündnispartner 
vom 28. September 1971 eine ausreichende 
Versorgung mit Erdöl sowohl in der Bundes- 
republik Deutschland selbst wie in Zusammen- 
arbeit mit den Partnerländern der Nordatlan- 
tischen Versammlung sicherzustellen? 


28. Abgeordneter Billigt es die Bundesregierung, daß durch 
Pohlmann die vom Ministerrat der Europäischen Gemein- 

schaften beschlossenen und ab 1. Juli 1971 
in Kraft getretenen allgemeinen Zollpräfe- 
renzen für Entwicklungsländer inländische 
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29. Abgeordneter 

Pohlmann 


30. Abgeordneter 

Dr. Hauff 


31. Abgeordneter 

Weigl 


32. Abgeordneter 

Weigl 


33. Abgeordneter 

Horn 


34. Abgeordneter 

Hansen 


35. Abgeordneter 

Dr. Sperling 


— besonders auch mittelständische — Indu- 
striezweige einem bisher nicht vorhandenen 
sehr intensiven Konkurrenz drudc aus ver- 
schiedenen auf Teilgebieten durchaus kon-- 
kurrenzfähigen Entwicklungsländern (z. B. 
Jugoslawien) ausgesetzt sind? 

Welche Maßnahmen stehen der Bundesregie- 
rung zur Verfügung, um den auf diese Weise 
den betroffenen Firmen — und damit mittel- 
bar der Volkswirtschaft — entstandenen Scha- 
den zu ersetzen bzw. zukünftig entstehenden 
Schaden abzuwenden? 

Was wird die Bundesregierung tun, um einer 
ungerechtfertigten Diskriminierung ausländi- 
scher Arbeitnehmer bei der Kraftfahrzeugver- 
sicherung durch verschiedene deutsche Ver- 
sicherungsgesellschaften entgegenzuwirken? 

Wird die Bundesregierung eine Änderung des 
Stabilitätsgesetzes in dem Sinn vorschlagen, 
daß bei künftigen konjunkturpolitischen Maß- 
nahmen Haushaltskürzungen in strukturell 
benachteiligten Gebieten unterbleiben bzw. 
bei notwendigen Aufschwungmaßnahmen 
diöse Gebiete besonders gefördert werden? 

Trifft es zu, daß der Bundesminister für Wirt- 
schaft und Finanzen oder das Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft eine größere Zahl von 
Anträgen auf Gewährung von Investitions- 
zulagen mit dem Vermerk „im Benehmen mit 
dem Bayer. Wirtschaftsministerium" abge- 
lehnt haben, obwohl diese Anträge vom baye- 
rischen Staatsministerium für Wirtschaft und 
Verkehr ausdrücklich befürwortend vorgelegt 
worden sind? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um eine Neuregelung zu treffen, damit 
Handwerksbetriebe von einer bestimmten 
Betriebsgröße an nicht den Grundbeitrag so- 
wohl bei der Handwerkskammer als auch bei 
der Industrie- und Handelskammer zahlen 
müssen? 

Wann wird die Bundesregierung das Ergebnis 
der zur Zeit unter Einschaltung der Deutschen 
Revisions- und Treuhand AG (Treuarbeit) vor- 
genommenen Prüfung der Serien- und Absatz- 
finanzierung des „Airbus" A 300 B dem Parla- 
ment im einzelnen bekannt geben? 

Welche Antwort hat die Bundesregierung dem 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats der „Deutschen 
Airbus-GmbH" auf seinen am 15. Juli 1971 
an Bundesminister Schiller gerichteten Brief 
bezüglich der Entwicklungs-, Serien- und Ab- 
satzfinanzierung des „Airbus" erteilt? 
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36. Abgeordneter 
Dr. Sperling 


37. Abgeordneter 

Dr. Häfele 


38. Abgeordneter 

Dr. Häfele 


39. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


40. Abgeordneter 

Wolfram 


41. Abgeordneter 

Wolfram 


42. Abgeordneter 

Dr. Böhme 


Auf welche Weise hat die Bundesregierung 
eine umfassende Kontrolle über die sachge- 
rechte Verwendung von Haushaltsmitteln 
durch die „Deutsche Airbus-GmbH" sicherge- 
stellt? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, noch in der 
laufenden Legislaturperiode dem Deutschen 
Bundestag einen Gesetzentwurf über eine Be- 
rufsordnung für beratende Ingenieure vorzu- 
legen, welche für den beratenden Ingenieur 
neben dem Ingenieurexamen besondere Auf- 
lagen bezüglich seiner Qualifikation vorsieht? 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß 
nur durch die Schaffung einer solchen Berufs- 
ordnung eine verantwortungsvolle wirtschaft- 
liche Ingenieurplanung in der Bundesrepublik 
Deutschland gewährleistet und eine unquali- 
fizierte Planung verhindert werden kann? 


Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, um welche Fragen es sich handelt, in 
denen bisher keine weitgehend einheitliche 
Gestaltung der Außenhandelspolitik der EWG 
erfolgt und welche Sektoren der Wirtschaft, 
der Wissenschaft, der Technik sie konkret 
meint, wenn sie in der schriftlichen Beant- 
wortung einer von mir gestellten Anfrage am 
12. November 1971 (Stenographischer Bericht 
über die 152. Sitzung am 12. November 1971, 
S. 8761) erklärt: „Bei den übrigen Fragen der 
wirtschaftlichen Kooperation sowie bei der 
wissenschaftlichen und technologischen Koope- 
ration erfolgt eine so enge und zwingende 
Koordination bisher nicht. Hierüber informie- 
ren sich die Mitgliedstaaten ohne besonderes 
Verfahren."? 


Hält es die Bundesregierung für erforderlich, 
daß angesichts des Mangels an Betriebsprü- 
fern der Finanzämter auch die seit langem 
defizitären öffentlichen Nahverkehrsbetriebe, 
die zudem noch einer besonderen Prüfungs- 
pflicht durch die zuständigen Gemeindeprü- 
fungsämter unterliegen, steuerlich geprüft 
werden? 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
diese Prüfung wegfallen zu lassen? 


Ist es zutreffend, daß im Rahmen der Steuer- 
rechtskommission im Bereich der EWG der 
Mehrwertsteuertarif in der Bundesrepublik 
Deutschland bis 1980 stufenweise angehoben 
werden soll, und zwar bis zwischen 15,5 und 
17,5®/o, und bejahendenfalls, welches Gremium 
hat einen solchen Beschluß gefaßt? 
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43. Abgeordneter 

Dr. Böhme 


44. Abgeordneter 

Mancher 


45. Abgeordneter 

Maucher 


46. Abgeordneter 

Niegel 


47. Abgeordneter 

Büchner 


48. Abgeordneter 

Büdiner 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung die 
jährlichen Steuermehreinnahmen für jedes 
Prozent, um das der Mehrwertsteuertarif an- 
gehoben wird? 

Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung 
im Wege der Verordnung festgelegt hat, daß 
die Befreiung von der Mehrwertsteuer für 
Essensmarken in den Kantinen des Bundes, 
der Länder und Gemeinden ab 1. Januar 1972 
wegfällt? 

Ist die Bundesregierung bereit, um mehr 
soziale Gerechtigkeit nicht ins Gegenteil um- 
zukehren, ebenso festzusetzen, daß die Zu- 
schüsse für die Essensmarken entsprechend 
erhöht werden, um Preiserhöhungen dadurch 
zu vermeiden? 

Zu welchen Mehrbelastungen führen die Eck- 
wertbeschlüsse der Bundesregierung zur Ein- 
kommensteuer für die Eigentümer von eigen- 
genutzen Eigenheimen, Kleinsiedlungen und 
Eigentumswohnungen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der 
am 24. November 1971 ausgegebenen und am 
selben Tage ausverkauften Reichsgründungs- 
münze zu 5 DM unterschiedliche Verteilungs- 
modalitäten praktiziert wurden, die zu unter- 
schiedlicher Versorgung der interessierten Be- 
völkerung führten, sodaß z. B. mehrere Zweig- 
stellen von Speyerer Instituten keine Sonder- 
münzen abgaben und bei den Speyerer Ban- 
ken und Sparkassen bereits nach zwei Stunden 
keine Münzen mehr erhältlich waren? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei künftigen 
Sondermünzen die Auflagenhöhe nicht mehr 
bekanntzugeben, um auf diese Weise Speku- 
lationen auszuschließen und bei Bedarf wei- 
tere Münzen prägen lassen zu können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


49. Abgeordneter Warum wurden Nebenerwerbslandwirte von 
Dr. Kempfier der Gewährung von Bimdeszusdiüssen zur 
Förderung forstlicher Vorhaben im Rahmen 
der Möglichkeit zur Verbesserung der Agrar- 
struktur vom 26. Januar 1965 (Fassung vom 
1. Januar 1968, Abschnitt VI Nr. 20 Abs. 1 a) 
ausgeschlossen? 


50. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


Erscheint dieser Ausschluß angesichts der Be- 
strebungen für Umweltschutz und Landschafts- 
gestaltung noch sinnvoll? 
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51. Abgeordneter 

Ehnes 


52. Abgeordneter 

Ehnes 


53. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


54. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


55. Abgeordneter 

Baeudile 


56. Abgeordneter 

Kiedile 


57. Abgeordneter 

Kiedile 


58. Abgeordneter 

Hödierl 


59. Abgeordneter 

Höcherl 

60. Abgeordneter 

Leasing 


Welche Getreidemengen, insbesondere Wei- 
zen, Gerste, Mais und Braumalz wurden bis 
zum 30. Juni 1971 aus sogenannten Altkon- 
trakten ohne Erhebung der jeweiligen Grenz- 
ausgleichsbeträge in die Bundesrepublik 
Deutschland eingeführt? 

Welche Getreidemengen, insbesondere Wei- 
zen, Gerste, Mais und Braumalz gelangten 
nach dem 30. Juni 1971 aus sogenannten Alt- 
kontrakten ohne Erhebung der jeweiligen 
Grenzausgleichsbeträge zur Einfuhr in die 
Bundesrepublik Deutschland? 

In welcher Weise wird sichergestellt, daß bei 
der Ausübung des Pferdesports die tierschutz- 
rechtlichen Bestimmungen beachtet werden? 

Sind der Bundesregierung Verstöße gegen das 
Tierschutzgesetz bekannt, die in Ausübung 
des Pferdesports begangen wurden? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß die im Jahre 1967 aufgehobene Defizit- 
haftung für die landwirtschaftliche Alterskasse 
zu keinen Nachteilen für die Landwirtschaft 
führt, weil z. B. im laufenden Rechnungsjahr, 
in dem ein Defizit von 20 Millionen DM lange 
nach Verabschiedung des Haushalts errechnet 
wurde, zusätzlich 20 Millionen DM durch Um- 
buchung zum Ausgleich dieses Defizits zur 
Verfügung gestellt wurden? 

Kann die Bundesregierung detailliertes Zah- 
lenmaterial über die längerfristige auch zu- 
künftige Entwicklung der Schülerzahien in 
landwirtschaftlichen Berufsschulen, aufgeglie- 
dert nach Bundesländern oder Regierungsbe- 
zirken, nach männlichen und weiblichen Schü- 
lern, vorlegen? 

Wie verhält sich die Zahl der landwirtschaft- 
lichen Berufsschüler jetzt und, soweit erkenn- 
bar, auch zukünftig zu der Zahl der landwirt- 
schaftlichen Betriebe und der in diesen tätigen 
Unternehmern? 

Ist es richtig, daß die EG-Kommission beab- 
sichtigt, die Regionalisierung der Getreide- 
preise aufzuheben? 

Welche Stellung wird die Bundesregierung 
zu diesem Vorschlag einnehmen? 

Hält die Bundesregierung es im Interesse einer 
objektiven Darstellung der Einkommensver- 
hältnisse in der Landwirtschaft für angebracht, 
wenn sie in ihrer Broschüre „Landwirtschaft 
im Umbruch" auf Seite 17 den Eindruck zu 
erwecken versucht, als sei das Einkommen je 
Erwerbstätigen in der Landwirtschaft sprung- 
haft von rund 7400 DM auf rund 1 1 600 DM 
gestiegen? 
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61. Abgeordneter Kann die Bundesregierung sich vorstellen, daß 
Lensing ein weniger mit landwirtschaftlich betriebs- 

wirtschaftlichen Methoden Vertrauter ange- 
sichts der auf Seite 18 der vom Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
herausgegebenen Broschüre „Landwirtschaft 
im Umbruch“ zu dem Schluß kommen muß, 
daß die Einkommen der in der Landwirtschaft 
Tätigen gar nicht so niedrig sind, wie dieses 
von der Landwirtschaft selbst dargestellt 
wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


62. Abgeordneter 

Hussing 


63. Abgeordneter 

Hussing 


64. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


65. Abgeordneter 

Bredl 


66. Abgeordneter 

Bredl 


Kann die Bundesregierung mitteilen, um wel- 
chen Betrag die Bundesanstalt für Arbeit die 
Anwerbungspauschale — wie sie nach § 21 
Abs. 2 des Arbeitsförderungsgesetzes zur Ver- 
mittlung ausländischer Arbeitnehmer von den 
Arbeitgebern erhoben werden kann — er- 
höhen will? 

Welche Gründe haben die Organe der Bundes- 
anstalt für Arbeit veranlaßt, die Anwerbungs- 
pauschale zu erhöhen? 

Auf welche Berechnungen stützen sich die 
Feststellungen von Angehörigen der Bundes- 
regierung in letzter Zeit — u. a. Bundesmini- 
ster Leber auf dem außerordentlichen Partei- 
tag der SPD in Bonn am 18. November 
1971 — , der Besitz von Kapital und Produk- 
tionsvermögen sei das Privileg einer Minder- 
heit, etwa 70Vo des Kapitals in unserem Land 
seien im Besitz von 1 ,7Vo der Haushalte? 

Ist die Bundesregierung bereit, auf die Träger 
der Sozialversicherung einzuwirken, Schon- 
zeiten im Anschluß an Kurmaßnahmen als 
Zeiten der Arbeitsunfähigkeit zu bewerten, 
da der Begriff „Schonzeiten" versicherungs- 
rechtlich unbekannt ist und Quelle erheblicher 
Rechtsstreitigkeiten darstellt? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, eine ent- 
sprechende klarstellende gesetzliche Regelung 
vorzubereiten? 


67. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
Lenzer Sache, daß Arbeitnehmer, die einen Renten- 

antrag wegen Anerkennung von Berufs- oder 
Erwerbsunfähigkeit stellen, häufig lange War- 
tezeiten hinnehmen müssen, bis ihre Anträge 
rechtskräftig entschieden sind, und was ge- 
denkt die Bundesregierung dagegen zu unter- 
nehmen? 
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68. Abgeordneter 

Lenzer 


69. Abgeordneter 

Varelmann 


70. Abgeordneter 

Varelmann 


71. Abgeordneter 

Härzschel 


72. Abgeordneter 

Pieroth 


Wieviel Anträge auf Gewährung von Renten 
aus den genannten Gründen wurden in den 
letzten Jahren bei den Landesversicherungs- 
anstalten gestellt, wieviel abgelehnt und in 
wieviel Fällen wurde der Rechtsweg vor den 
Sozialgerichten beschritten? 

War die frühere harte Kritik der Gewerkschaf- 
ten an dem Lohnunrecht, daß Frauen auf den 
gleichen Arbeitsplätzen wie die der Männer 
geringer entlohnt wurden, voll gerechtfertigt 
und zusätzlich auch die Kritik an der allge- 
meinen Unterentlohnung? 

Da in der Rentenberechnung noch Lohnlei- 
stungen aus der Zeit von vor 50 Jahren und 
damit indirekt ein Unrecht der Vergangen- 
heit stecken, wäre es nicht an der Zeit, dies 
zu beseitigen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, nach dem 
Beschluß, den Rentnern den Krankenkassen- 
beitrag zurückzuzahlen, auch den Kriegsopfern 
eine zusätzliche Leistung zu gewähren? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
eingeleitet, um die Berufsqualifikation der 
Aussiedler aus Polen in der Bundesrepublik 
Deutschland entsprechend anzuerkennen, um 
damit den Aussiedlem die Aufnahme geregel- 
ter Tätigkeit zu erleichtern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


73. Abgeordneter Trifft es zu, daß Prüfungsausschüsse bei Kreis- 
Dr. Enders wehrersatzämtern teilweise zehn Monate und 

länger benötigen, um über Anträge auf Kriegs- 
dienstverweigerung entscheiden zu können? 


74. Abgeordneter Welche Maßnahmen sind vorgesehen, damit 
Dr. Enders Kriegsdienstverweigerer noch vor der Einbe- 

rufung zur Bundeswehr die Entscheidung über 
ihren Antrag auf Kriegsdienstverweigerung 
erhalten? 


75. Abgeordneter 

Schmidt 

(Würgendorf) 


Wird die Bundesregierung den Vorschlag der 
Nord atlantischen Versammlung in ihrer Ent- 
schließung über Heimatschutzkräfte vom 28. 
September 1971 unterstützen, wonach im Rah- 
men der Nordatlantischen Versammlung ein 
Sonderausschuß für die Territorialheere ge- 
bildet und mit der Aufgabe betraut werden 
soll, gemeinsame Richtlinien für die Ausbil- 
dung und den Einsatz dieser Einheiten aus- 
zuarbeiten? 
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76. Abgeordneter 

Hauser 

(Bad Godesberg) 


77. Abgeordneter 

Hauser 

(Bad Godesberg) 


78. Abgeordneter 

Dr. Sdmeider 
(Nürnberg) 


79. Abgeordneter 

Geisenhofer 


80. Abgeordneter 

Geisenhofer 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Um- 
stand, daß den Stipendiaten der Bundeswehr 
der Fadiriditung Humanmedizin die Medizi- 
nalassistentenzeit auf die Gesamtverpflidi- 
tungszeit angeredinet wird, und daß sie erst 
nadi der Approbation zum Dienst in den 
Streitkräften einberufen werden, während die 
Stipendiaten der Fadiriditung Geodäsie un- 
mittelbar nadi der Diplomhauptprüfung den 
Dienst antreten müssen und damit die Mög- 
lichkeit verlieren, die zweite Staatsprüfung 
abzulegen? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Bundes- 
wehrstipendiaten der Fachrichtung Geodäsie 
die Möglichkeit der Ablegung der zweiten 
Staatsprüfung nach der Diplomhauptprüfung 
einzuräumen und im übrigen die Offiziere im 
militärgeographischen Dienst hinsichtlich der 
Besoldungsgruppe und der Zulage den Sani- 
tätsoffizieren gleichzustellen? 

Welche disziplinarischen Maßnahmen beab- 
sichtigt die Bundesregierung gegen die Sol- 
daten zu ergreifen, die an dem Parteitag der 
DKP in Uniform teilnahmen, und wie will die 
Bundesregierung für die Zukunft die Teil- 
nahme von Soldaten in Uniform an vergleich- 
baren Veranstaltungen verhindern? 

Treffen Informationen zu, nach denen die seit 
1957 auf dem Fliegerhorst Uetersen, Kreis 
Pinneberg, stationierte „Anfängerschule" für 
alle Piloten der deutschen Luftwaffe auf Be- 
schluß des Bundesverteidigungsministeriums 
bis Ende des Jahres 1972 nach Neubiberg bei 
München verlegt wird? 

Hält es, bejahendenfalls, die Bundesregierung 
für sinnvoll, daß ein derartig starker Flugbe- 
trieb in die Nähe eines dichtbesiedelten Ge- 
biets wie München verlegt wird, und glaubt 
die Bundesregierung nicht vielmehr, daß es 
für die Sicherheit und Gesundheit der Mün- 
chener Bevölkerung dringend notwendig wäre, 
diese zusätzliche Gefährdung und Lärmbe- 
lästigung zu verhindern? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


81. Abgeordneter Welche Fortschritte hat das Bundesministe- 
Spitzmüller rium für Jugend, Familie und Gesundheit in 

der Verständigung mit den medizinisch-wis- 
senschaftlichen Ärztegesellschaften, die beson- 
dere therapeutische Richtungen pflegen, in der 
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Frage erzielt, wie die durch die veröffentlich- 
ten Prüfungsvorschriften für Arzneimittel ent- 
standenen Beeinträchtigungen oder befürch- 
teten Schwierigkeiten in der Entwicklung be- 
sonderer Arzneimittelgruppen überwunden 
werden können? 


82. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat das Bundesministe- 

Spitzmüller rium für Jugend, Familie und Gesundheit er- 

griffen, für die von ihm in Aussicht gestellte 
Entwicklung besonderer Prüfungs- und Nach- 
weismethoden für biologische und homöopa- 
thische Arzneimittel die notwendigen Mittel 
bereitzustellen, und mit welchen betroffenen 
medizinisch-wissenschaftlichen Ärzteverbän- 
den hat es dabei zur Aufstellung von For- 
schungspro j ekten zusammen gearbeitet? 

83. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, im Sinne der 

Frau Empfehlung der Nordatlantischen Versamm- 

Griesinger lung über Rauschgiftkontrolle vom 28. Sep- 

tember 1971 die Bemühungen der Vereinten 
Nationen zur Bekämpfung der Rauschgiftsucht 
zu unterstützen und das Einheitsübereinkom- 
men über Suchtstoffe von 1961 baldigst zu 
ratifizieren und das Übereinkommen über 
psychotropische Stoffe vom Februar 1971 zu 
unterzeichnen? 

84. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Storm rung für eine genauere Kontrolle von Lebens- 

mittelbetrieben hinsichtlich der Sauberkeits- 
vorschriften des Lebensmittelgesetzes? 

85. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in jüng- 

Storm ster Zeit in verstärktem Maße Fälle bekannt 

geworden sind, bei denen eine Nichteinhal- 
tung der Vorschriften über die zeitliche Halt- 
barkeit von verderblichen Lebensmitteln be- 
kannt geworden sind, und welche Maßnahmen 
wird die Bundesregierung ergreifen, um die 
Zahl der Fälle zu vermindern? 


86. Abgeordneter Nachdem bisher nur einige Bundesländer staat- 
Flämig liehe Richtlinien für die Ausbildung zum Alten- 

pfleger erlassen haben und ungeklärt ist, ob 
in einem Bundesland abgelegte Prüfungen für 
Altenpfleger in einem anderen Bundesland 
überhaupt anerkannt werden, frage ich, ob es 
die Bundesregierung für zweckmäßig hält, ent- 
weder einheitliche Bundesrichtlinien für die 
Ausbildung zum Altenpfleger zu erlassen oder 
— sofern dies wegen der föderativen Struktur 
der Bundesrepublik Deutschland nicht ange- 
zeigt erscheinen sollte — die Länder zu ver- 
anlassen, sidi auf einheitliche Prüfungsricht- 
linien zu einigen? 
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Gesdiäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


87. Abgeordneter 

Dr. Jungmann 


88. Abgeordneter 

Dr. Jungmann 


89. Abgeordnete 

Frau 

Griesinger 


90. Abgeordneter 

Dr. Gruhl 


91. Abgeordneter 

Dr. Gruhl 


92. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Ist beabsichtigt, das der Bundesregierung im 
Mai 1971 übergebene Gutachten „Sehver- 
mögen und Kraftverkehr" dem Deutschen Bun- 
destag zugänglich zu machen? 

Auf welche Weise soll die Masse der Ver- 
kehrsteilnehmer vor Verkehrsunfällen ge- 
schützt werden, die von den 2Vo der Bevölke- 
rung zwischen 18 und 60 Jahren, von mehr als 
500 000 Personen also, verursacht werden 
können, von denen Staatssekretär Westphal 
am 10. März 1971 in der 106. Sitzung (Steno- 
graphischer Bericht S. 6201) sagte, „daß sie so 
schwere Sehmängel aufweisen, daß eine Teil- 
nahme am Kraftverkehr nicht verantwortet 
werden kann", die aber über eine Fahrerlaub- 
nis verfügen? 

Wird sich die Bundesregierung entsprechend 
der Empfehlung der Nordatlantischen Ver- 
sammlung über die Meeresverschmutzung 
durch Ölrückstände vom 28. September 1971 
und der Empfehlung des Nordatlantikrats vom 
Juni 1971 über die Ölverschmutzung der 
Meere für die Einberufung einer neuen See- 
rechtskonferenz einsetzen, die vor allem wirk- 
samere Vorschriften für den Transport um- 
weltschädlicher Schiffsladungen auszuarbeiten 
hätte? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine 
westdeutsche Firma einen Stadtomnibus ent- 
wickelt hat, bei dem der Schallpegel nur 75 
bis 77 dB(A) gemessen nach ISO beträgt, also 
12 bis 14 dB(A) weniger als z. Z. in der Stras- 
senverkehrs-Zulassungs-Ordnung festgelegt 
ist, und daß dieser Omnibus bereits in einer 
schwedischen Stadt in mehreren dutzend Ex- 
emplaren im Verkehr ist? 

Wird — und wann — die Bundesregierung 
den höchstzulässigen Grenzwert für Außen- 
geräusche bei LKW's über 200 PS, der jetzt 
nach der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
noch 89 dB(A) beträgt, auf Grund dieser neuen 
technischen Entwicklung herabsetzen? 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, welche Bundesbahnstrecken im Jahr 
1972 und 1973 und unter welchen Bedingungen 
elektrifiziert werden? 


93. Abgeordneter Wird die Bundesregierung den mehrfachen 
Dr. Jobst Appellen von sachverständigen Stellen ent- 

sprechen und festlegen, daß zur Verminderung 
des Verletzungsrisikos bei Unfällen bei den 
Autos künftig splitterfreies Glas einzubauen 
ist? 
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94. . Abgeordneter Wird die Bundesregierung, wie sie in der 

Dr. Jobst Antwort auf meine Anfrage vom 7. Mai 1971 

in Aussicht gestellt hat, die Geschwindigkeit 
für landwirtschaftliche Fahrzeuge, die von In- 
habern des Führerscheins Klasse IV geführt 
werden dürfen, zum 1. Januar 1972 von 20 km/ 
Stunde auf 30 km/Stunde heraufsetzen? 

95. Abgeordneter Welche Beträge sind im Rahmen der mittel- 
Dr. Gleissner fristigen Finanzplanung disponiert, um den 

Ausbau, die Flugsicherung und den laufenden 
Unterhalt bei den Flughäfen der Bundesrepu- 
blik Deutschland zu gewährleisten, und in 
welcher Größenordnung beteiligen sich zur 
Zeit die Fluggesellschaften an der Aufbrin- 
gung dieser Kosten? 

96. Abgeordneter Entspricht es den Tatsachen, daß die Zer- 

Seefeld Störungen an öffentlichen Münzfernsprechern 

zunehmen, und welche Schutzmaßnahmen 
können zusätzlich von der Deutschen Bundes- 
post ergriffen werden? 

97. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Post- imd Telefondienst 

Dr. Arnold im kommenden Jahr erneut teurer wird? 

98. Abgeordneter Treffen insbesondere Meldungen zu, wonach 

Dr. Arnold beabsichtigt ist, das Porto für den normalen 

Inlandsbrief von 30 auf 40 Pfennig, das Porto 
für Inlandspostkarten von 25 auf 30 Pfennig, 
das Porto für Drucksachen von 12 auf 18 Pfen- 
nig zu erhöhen sowie die Telefongebühren 
je Einheit auf 24 Pfennig, Ortsgespräche auf 
40 Pfennig und die Telefongrimdgebühr von 
monatlich 18 auf 25 DM anzuheben? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


99. Abgeordneter In wieviel Bundesländern werden Anträge auf 
Heyen Wohngeld mit EDV-Anlagen bearbeitet, und 

wie hat sich dieses Verfahren im Hinblick auf 
die Bearbeitungsdauer bewährt? 

100. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 

Brandt Umfang heute der Abschluß von Mietverträ- 

(Grolsheim) gen von der Zahlung einer Kaution abhängig 

gemacht wird? 

101. Abgeordneter Denkt die Bundesregierung daran, die Höhe 

Brandt der Kautionen gesetzlich zu begrenzen und 

(Grolsheim) eine Verzinsung zugunsten der Mieter zu 

verlangen? 
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102. Abgeordneter Wird die Verwendung der öffentlichen Mittel 

Staak für die Bauforschung zwischen Bund und Län- 

(Hamburg) dem koordiniert? 

103. Abgeordneter Falls eine solche Abstimmung erfolgt, ge- 

Staak schiebt sie auf freiwilliger Basis, oder gibt es 

(Hamburg) hierfür verbindliche Vereinbarungen zwischen 

Bund und Ländern? 

104. Abgeordneter Sind die in den Haushalten des Bundes und 

Henke der Länder angesetzten Mittel für die Bau- 

forsdiung ausreichend? 

105. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die 

Henke deutsche Bauwirtschaft an den finanziellen 

Aufwendungen für die Bauforsdiung zu be- 
teiligen, und gibt es hierzu bereits Überlegun- 
gen bezüglich der Höhe und des Verfahrens? 

106. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sog. 

Meister Wohnungsbaugesellschaften sich nach einiger 

Zeit auflösen, ohne ihren Gewährleistungs- 
verpflichtungen gegenüber den Bauherren 
nachgekommen zu sein und daß dieselben 
Gesellschafter bzw. Firmeninhaber neue Ge- 
sellschaften bzw. Firmen mit demselben Zweck 
gründen können? 

107. Abgeordneter Welche gesetzlichen Möglichkeiten sieht die 

Meister Bundesregierung, um derartig offenkundige 

Manipulationen zu verhindern? 


Gesciiäftsbereidi des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


108. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
griechische Militärregime die Lehrer griechi- 
scher Kinder in der Bundesrepublik Deutsch- 
land nach politischen Gesichtspunkten aus- 
wählt, keine politischen Gegner des Militär- 
regims in den Schuldienst einstellt und durch 
diese Lehrkräfte imd den Inhalt der Lehr- 
bücher in der Bundesrepublik Deutschland 
geltende demokratische Grundsätze mißachtet? 


109. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 


Hält es die Bundesregierung mit Artikel 7 des 
Grundgesetzes für vereinbar, ausländische 
Lehrer „im Einvernehmen mit den Schulbeam- 
ten der fremden Vertretungen" einzustellen, 
ohne durch eigene Prüfungen sicherzustellen, 
ob die ausländischen Lehrer die Grundsätze 
eines freiheitlich demokratischen sozialen 
Rechtsstaats vertreten und im Unterricht ver- 
mitteln? 
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110. Abgeordneter 

Geldner 


111. Abgeordnete 
Frau 

von Bothmer 


112. Abgeordneter 
Dr. Gleissner 


113. Abgeordneter 

Dr. Probst 


114. Abgeordneter 

Dr. Probst 


115. Abgeordneter 

Pfeifer 


116. Abgeordneter 
Pfeifer 


Welche Rolle spielt die Bildungspolitik im 
ländlichen Raum in der bildungspolitischen 
Gesamtkonzeption des Bundes und der Länder, 
und in welcher Weise gedenkt die Bundesre- 
gierung mit eigenen konkreten Vorschlägen 
auf die Verwirklichung des Prinzips der 
Chancengleichheit zwischen Stadt und Land 
auf diesem Gebiet hinzuwirken? 


Wie weit sind die bildungspolitischen Pläne 
der Bundesregierung gediehen, „die Kinder- 
gartenstufe als Elementarbereich in das Bil- 
dungssystem einzubeziehen und auszugestal- 
ten"? 


Trifft es zu, daß in den USA die Sicherheits- 
vorschriften bei Kernkraftwerken wesentlich 
verschärft wurden, indem die Belastbarkeits- 
grenze für Strahlenwirkung auf ein hundert- 
stel der bisherigen Höhe herabgesetzt wurde, 
und gedenkt die Bundesregierung ähnliche 
Maßnahmen zu ergreifen? 


Treffen die Meldungen der Westfälischen 
Rundschau vom 25. November 1971 zu, daß im 
Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schaft Pläne erwogen werden, von Akademi- 
kern nach erfolgreichem Studienabschluß durch 
gesonderte Abgaben zur Einkommensteuer 
zusätzliche Mittel für die Finanzierung des 
Bildungswesens zu erhalten? 


Wie vereinbart sich die Forderung des parla- 
mentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus von 
Dohnanyi nach einer Zusatzsteuer für Aka- 
demiker mit den Plänen der Bundesregierung, 
den Akademikemachwuchs zu fördern? 


Sind Pressemeldungen zutreffend, wonach die 
Bundesregierung erwägt, entsprechend den 
Anregungen eines Gutachtens für den Wis- 
senschaftsrat, in Zukunft zusätzliche Finan- 
zierungsmittel zur Finanzierung der Bildungs- 
reform durch eine „Extra-Steuer für Akade- 
miker" aufzubringen? 


Ist die Bundesregierung bereit, den Vorschlag 
des Vorsitzenden der Bund-Länder-Kommis- 
sion für Bildungsplanung aufzugreifen und 
eine unabhängige Kommission mit der Erar- 
beitung eines Gutachtens über die Praktika- 
bilität und Effizienz der in den Hochschulge- 
setzen der Länder verankerten Mitbestim- 
mungsregelungen zu beauftragen? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
wirtsdiaftlidie Zusammenarbeit 


117. Abgeordneter Wie ist es mit den Struktur politischen und 
Sdiedl konjunkturpolitischen Vorstellungen der Bun- 

desregierung vereinbar, daß der Bundesmini- 
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit in 
einem Begleitschreiben in Zusammenhang mit 
einer Umfrage der Planungsgruppe Ritter bei 
deutschen Firmen über Möglidikeiten der 
Übertragung arbeitsintensiver Technologien 
in Entwicklungsländer vom 21. Juli 1971 
(II B 5 - K 8166-98/71) folgendes ausführt: „Die 
in Ansätzen schon vorhandene Kooperation 
deutscher Industrieunternehmen mit geeigne- 
ten Firmen in Entwicklungsländern beabsich- 
tige ich systematisch zu fördern. Diese Zu- 
sammenarbeit soll beiden Partnern dienen, 
indem arbeitsintensive Technologien bzw. Fer- 
tigungen, die wegen der Kosten- und Arbeits- 
marktsituation in der Bundesrepublik Deutsch- 
land in absehbarer Zeit nicht mehr zum Zuge 
kommen können, in Entwicklungsländer ver- 
lagert werden, um dort zur Verbesserung der 
Beschäftigungslage und zur weiteren Indu- 
strialisierung beizutragen . . . "? 


Welche strukturpolitischen Absichten verbin- 
det die Bundesregierung mit der in ihrem 
Schreiben in Aussicht gestellten „Verlage- 
rung" arbeitsintensiver Industrien in Entwick- 
lungsländer? 


119. Abgeordneter Welchen Einfluß wird die konjunkturpolitische 
Werner Entwicklung auf Kosten- imd Arbeitsmarkt- 

situation arbeitsintensiver Betriebe in der 
Bundesrepublik Deutschland haben? 


* 120. Abgeordneter in welcher Form beabsichtigt die Bundesregie- 
Wemer rung, die Zusammenarbeit deutscher Industrie- 

unternehmen mit Firmen in Entwicklungslän- 
dern „systematisch zu fördern"? 


121. Abgeordneter Welcher Art ist die Beteiligung des Bundes- 

Roser ministeriums für wirtsdiaftliche Zusammenar- 

beit bei der Herausgabe des Buchs „Dritte 
Welt — Heile Welt" und der diesem Buch 
zugrundeliegenden Schulbuchanalyse in per- 
soneller sowie finanzieller Hinsicht, und was 
gedenkt der Bundesminister für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit mit den aufgekauften 
Exemplaren zu tun? 


118. Abgeordneter 
Sdiedl 
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Geschäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


122. Abgeordneter 

Sdiulte 

(Sdiwäbisdi 

Gmünd) 


123. Abgeordneter 

Sdiulte 

(Sdiwäbisdi 

Gmünd) 


124. Abgeordneter 

Niegel 


125. Abgeordneter 

Rollmann 


126. Abgeordneter 

Rollmann 


Auf welche von ihm geführten Gespräche 
— mit welchen Gesprächspartnern zu welchem 
Zeitpunkt — bezieht sich Bundeskanzler 
Brandt in seinem in „Publik" vom 12. Novem- 
ber 1971 unter der Überschrift „Willy Brandt 
über Deutschland" erschienenen Interview, in 
dem er auf eine Frage nach der Oder/Neiße- 
Grenze u. a. geantwortet hat: „Es hat in den 
fünfziger Jahren — das ist keine Phantasie, 
ich und andere haben Gespräche dieser Art 
damals geführt — eine Situation gegeben, in 
der, wenn die deutsche Frage im Sinne der 
staatlichen Einheit, der Wiedervereinigung, 
von den Großmächten und von uns angepackt 
worden wäre, Modifikationen der Grenze 
auch mit Polen hätten ausgehandelt werden 
können. " ? 

Wer sind die übrigen deutschen Politiker, die 
nach dieser Aussage des Bundeskanzlers an- 
geblich ebenfalls Gespräche dieses Inhalts 
geführt haben, und mit welchen Gesprächs- 
partnern und zu welchem Zeitpunkt fanden 
diese Gespräche statt? 

Wie beurteilt der Bundeskanzler die Erklä- 
rung des früheren parlamentarischen Staats- 
sekretärs Rosenthal: „Ich habe Karl Schiller 
immer nach außen verteidigt, aber auch ein 
Minister sollte sich seinen Mitarbeitern gegen- 
über an minimale Spielregeln gedeihlicher 
Zusammenarbeit halten.", und welche Kon- 
sequenzen zieht er daraus? 

Trifft es zu, daß Staatssekretär Ahlers der 
Deutschen Welle gegenüber den Vorwurf der 
„Staatsferne" erhoben hat, und wenn ja, billigt 
die Bundesregierung diesen Vorwurf? 

Bei Bejahung des Tatbestands, was versteht 
die Bundesregierung im einzelnen unter dem 
Begriff „Staatsferne", und aus welchen Grün- 
den wurde dieser Vorwurf erhoben? 


Geschäftsbereicii des Auswärtigen Amts 


127. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Schritte geplant, ein- 
Hörmann geleitet oder bereits unternommen, um in Ge- 

sprächen mit der französischen Regierung die 
Folgewirkungen des Baus von Kernkraftwer- 
ken am Oberrhein abzuklären und die not- 
wendigen gemeinsamen Kontrollen zu planen? 
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128. Abgeordneter 

Dr. Geßner 


129. Abgeordneter 

Dr. Geßner 


130. Abgeordneter 

Riedel 

(Frankfurt) 


131. Abgeordneter 

Riedel 

(Frankfurt) 


132. Abgeordneter 

Lemmridi 


133. Abgeordneter 

Hansen 


134. Abgeordneter 

Dr. Apel 


Besteht die begründete Aussicht, daß durch 
die Verträge mit der Volksrepublik Polen 
und der UdSSR das Schicksal vermißter deut- 
scher Soldaten des Zweiten Weltkriegs in 
stärkerem Maße aufgeklärt werden wird, als 
dies in der Vergangenheit möglich war? 

Ist zu erwarten, daß als Folge der beiden Ver- 
träge die Suche nach deutsdien Soldatengrä- 
bern in Polen und in der UdSSR erleichtert 
werden wird? 

Befindet sich die Bundesregierung in Über- 
einstimmung mit der von der Europäischen 
Runde in ihrer Kehler Entschließung vom 
14. November 1971 ausgedrückten Forderung, 
zur anvisierten Europäischen Sicherheitskon- 
ferenz gehöre, daß sie „friedensvertragliche 
Regelungen nicht zu ersetzen versucht, viel- 
mehr Vorschläge zur Wiedergutmachung ge- 
schehenen Unrechts und zur Wiederherstellung 
der durch Annexionen gestörten Ordnung 
macht"? 

Macht sich die Bundesregierung das Anliegen 
der gleichen Entschließung zu eigen, daß „auf 
der Konferenz keine Organe oder Institutio- 
nen, vorübergehender oder permanenter Art, 
geschaffen werden, die die bestehenden Ein- 
richtungen der europäischen Gemeinschaften 
in ihrer Wirksamkeit aushöhlen und den Pro- 
zeß der politischen Einigung Europas in Frei- 
heit hindern"? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die jüngsten Angriffe der „Prawda" und des 
Organs der Roten Armee, der „Rote Stern", 
auf die Bundeswehr über die die Neue Zürcher 
Zeitung vom 18. November 1971 berichtete, 
mit dem Geist des deutsch-sowjetischen Ver- 
trags vereinbar ist und mit der von beiden 
Seiten bekundeten Absicht auf Entspannung? 

Bezieht sich die Auffassung der Bundesregie- 
rung, daß „im Interesse der politischen Be- 
mühungen der Bundesrepublik Deutschland 
zu den Partnerländern davon abgesehen wer- 
den (soll), politische Gegner der jeweiligen 
Regierung (als Lehrer) einzustellen" (Schrei- 
ben des Auswärtigen Amts vom 14. Oktober 
1971 — Az.; IV 4-80.10/1 — an den Kultus- 
minister des Landes Nordrhein-Westfalen) 
auch auf Diktaturen, wie z. B. Griechenland? 

Entspricht ein Schreiben des Auswärtigen 
Amts vom 14. Oktober 1971 unter dem Akten- 
zeichen IV - 4-80.10/1 an den Herrn Kultus- 
minister des Landes Nordrhein-Westfalen 
der Meinung der Bundesregierung, nach dem 
davon abgesehen werden sollte, politische 
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135. Abgeordneter 

Engelsberger 


136. Abgeordneter 

Dr. Franz 


137. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 


138. Abgeordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 


139. Abgeordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 


140. Abgeordneter 

Offergeld 


Gegner der jeweiligen Regierungen als Lehrer 
für die Kinder der ausländischen Arbeitneh- 
mer in der Bundesrepublik Deutschland anzu- 
stellen, da es dadurch den Kindern schwerer 
werde, nach Rückkehr im eigenen Land den 
Anschluß zu finden? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht von 
Schwedens Ministerpräsident Olov Palme, die 
er vor dem Münchener Presseclub geäußert 
hat: „Ich sehe in einer ,Finnlandisierung' 
Westeuropas nichts Schlechtes", und müßte 
eine „Finnlandisiemng" für die Bundesrepu- 
blik Deutschland nicht eine Isolierung von 
ihren Verbündeten, eine Einschränkung ihrer 
Souveränität und eine Abhängigkeit von der 
Sowjetunion sowohl bei ihren politischen wie 
wirtschaftlichen Entscheidungen bedeuten? 

Hält die Bundesregierung es für korrekt und 
politisch vertretbar, daß der Beobachter Tai- 
wans bei der Eröffnungssitzung der GATT- 
Jahrestagung in Genf auf allgemeinen Be- 
schluß ohne Abstimmung von der Konferenz 
ausgeschlossen worden ist, und wie beurteilt 
die Bundesregierung diesen Vorgang? 

Hat die Bundesregierung die letzte Nato- 
Ministerratstagung zu Anfang dieser Woche 
zum Anlaß genommen, den Natopartner Por- 
tugal darauf aufmerksam zu machen, daß die 
Bundesregierung mit dem Einsatz deutscher 
Militärausrüstungen in Portugals afrikani- 
schen Kolonialkriegen nicht einverstanden ist? 

Findet es die Billigung der Bundesregierung, 
daß in Erklärungen von Regierungsvertretern 
und in Veröffentlichungen amtlicher Stellen 
in zunehmendem Maße die aus dem Östlichen 
Sprachgebrauch stammende Bezeichnung BRD 
für die Bundesrepublik Deutschland verwen- 
det wird? 

Hat die Bundesregierung gegenüber dem pol- 
nischen Wunsch nach einer Revision deutscher 
Schulbücher darauf hingewiesen, daß auch die 
polnischen Schulbücher daraufhin überprüft 
werden müßten, ob sie der historischen Wahr- 
heit entsprechen und ob sie einen Beitrag zur 
Verständigung der beiden Völker leisten? 

Ist die Bundesregierung über die Pläne zum 
Bau von Atomkraftwerken in der Schweiz in 
unmittelbarer Nähe der deutschen Grenze 
offiziell informiert worden, und ist die Bundes- 
regierung bereit, in Gesprächen mit den zu- 
ständigen Schweizer Stellen zu klären, wie- 
weit bei Realisierung dieser Projekte eine 
Gefährdung der deutschen Bevölkerung ein- 
treten wird? 
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141. Abgeordneter 
Engelsberger 


Hält die Bundesregierung den Besuch einer 
sowjetischen Delegation auf dem DKP-Partei- 
tag unter Führung des Politbüromitgliedes 
J. A, Pelsche im Hinblick auf ihre Bemühungen 
um eine Neugestaltung der Beziehungen der 
Bundesrepublik Deutschland zur Sowjetunion 
für nützlich? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Gesdiäftsbereidi des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Sen- 
Rollmaim düngen der Deutschen Welle in russisdier, 

tscheciiisdier, slowakischer und bulgarisdier 
Sprache nach wie vor ständig gestört werden? 


2. Abgeordneter Hat die Bundesregierung (wenn ja: wann) bei 
Rollmann den dafür verantwortlichen Regierungen, vor 

allem bei der Regierung der Union der Sozia- 
listischen Sowjetrepubliken, gegen die Stö- 
rungen Protest erhoben und deren Beendigung 
verlangt, bzw. auf welche andere Weise hat 
die Bundesregierung versucht, eine Einstellung 
der Störungen zu erreichen? 


3. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung des 

Hödierl dänischen Ministerpräsidenten Krag, der alle 

Bemühungen um eine politische Einigung 
Europas als eine „Utopie“ bezeichnet hat und 
in der westeuropäischen Union eine völlig 
überflüssige Institution sieht? 


4. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung 
Hödierl Krag's, daß die EWG in erster Linie ein 

Forum für wirtschaftliche Beschlüsse sei und 
Sicherheits- bzw. außenpolitische Fragen nicht 
den Kompetenzen der Gemeinschaft Zuwachsen 
sollen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


5. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Ist die Bundesregierung bereit, sich an der 
Errichtung eines Beobachtungsnetzes im Rah- 
men der EWG für Wasser-, Luft- und Boden- 
verschmutzung auf der Grundlage der bereits 
bestehenden einzelstaatlichen Einrichtungen 
und der Schaffung einer gemeinsamen Zentral- 
stelle für die Auswertung der Beobachtungs- 
ergebnisse zu beteiligen? 


6. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, welche Maßnahmen zur Reinhaltung 
der Luft außer denen der zur Begrenzung der 
Emission von Kohlenmonoxyd und Kohlen- 
wasserstoffen aus Ottomotoren sie gemäß den 
Interessen des grenzüberschreitenden Ver- 
kehrs mit der EWG abgestimmt hat, bzw. ob 
Verhandlungen zur Harmonisierung der Ge- 
setzgebung eingeleitet sind entsprechend der 
Zielsetzung des vom Bundesinnenministerium 
veröff en tl i chten U mweltprogr amms? 
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7. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr, Müller- rung, um den Betriebssport in den obersten 

Emmert Bimdesbehörden stärker als bisher zu fördern? 

8. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die zur Inten- 

Dr. Müller- sivierung des Betriebssport in den obersten 

Emmert Bundesbehörden erforderlichen Förderungs- 

mittel — insbesondere für die Ausstattung 
von Sportstätten und den Einsatz von Übungs- 
leitern — im Haushaltsjahr 1972 bereitzu- 
stellen? 

9. Abgeordneter In welchem Maße ist die Luftfahrt an der Luft- 

Geldner Verunreinigung und Lärmbelästigung in unse- 

rem Land beteiligt, und in welcher Form wer- 
den die Fluggesellschaften nach dem soge- 
nannten Verursacherprinzip jetzt oder in Zu- 
kunft zu den Kosten der Beseitigung dieser 
Schäden herangezogen? 

10. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Zeitungs- 

Gnädinger meldungen, daß der Bodensee, der schon heute 

als Trinkwasserspeicher für über 2 Millionen 
Menschen dient, weit stärker verschmutzt ist, 
als dies angenommen wurde, und daß selbst 
krebserregende Stoffe im Bodenseewasser 
festgestellt werden konnten? 

11. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bodensee im Gegensatz 

Gnädinger zu anderen Trinkwasserspeichem kein Was- 

serschutzgebiet ist, und plant die Bundesregie- 
rung besondere Maßnahmen, um diese vor- 
rangige Funktion des Sees besser zu schüt- 
zen? 

12. Abgeordneter Wann beabsichtigt die Bundesregierung, die 

Dr. Wagner seit Monaten wiederholt, zuletzt in der Ant- 

(Günzburg) wort auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU- 

Fraktion zum politischen Radikalismus am 17. 
September 1971 (Drucksache VI/2576), ange- 
kündigte Veröffentlichung der Berichte des 
Bxmdesamts für Verfassungsschutz über den 
politischen Radikalismus in den Jahren 1969/ 
70 vorzunehmen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


13. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nunmehr bereit, zur 
Dr. Jobst Sicherxmg der Rohstoffversorgung der Wirt- 

schaft für die Aufsuchung von inländischen 
Bodenschätzen (z. B. Flußspat) Finanzmittel 
zur Verfügung zu stellen, wie es auch in meh- 
reren Denkschriften gefordert wird? 
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14. Abgeordneter 

Dr. Häfele 


15. Abgeordneter 

Dr. Häfele 


16. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 


17. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 


18. Abgeordneter 

Springonim 


19. Abgeordneter 

Springorum 


20. Abgeordneter 

Pieroth 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Pro- 
viantamtsgebäude in Donauesdiingen, das im 
Besitz der französischen Streitkräfte ist, von 
diesen aber kaum genutzt wird, seit Jahren 
einen der häßlichsten Schandflecke der ganzen 
Gegend darstellt? 

Wann ist die Bundesregierung bereit, hier für 
Abhilfe zu sorgen, am besten durch Abbruch, 
mindestens aber durch Neuanstrich? 

Ist die Bundesregierung bereit, der Stadt Bin- 
gen dabei behilflich zu sein, eines der land- 
schaftlich reizvollsten Grundstücke am Mittel- 
rhein — das Rhein-Nahe-Eck — freizumachen, 
das zur Zeit noch von einer US-Transportein- 
heit benutzt wird, damit dort das vorgesehene 
Altenzentrum errichtet werden kann? 

Mit welchen finanziellen Belastungen muß die 
Stadt Bingen für die Freimachung rechnen, und 
ist die Bundesregierung bereit, alles zu tun, 
um die finanziellen Belastungen für die Stadt 
Bingen so gering wie möglich zu halten, gege- 
benenfalls ganz auszuschließen? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
am 11. Juni und 28./29. Oktober 1971 von ihr 
festgelegten Eckwerte und Grundsätze zur 
Steuerreform 1974 eine Harmonisierung inner- 
halb der Europäischen Gemeinschaften erleich- 
tern werden oder daß sie eine Steuerharmo- 
nisierung schwieriger gestalten? 

Entspricht die sich aus diesen Eckwerten und 
Grundsätzen ergebende Steuerlastquote eher 
dem Mittel der Quoten der anderen Mitglieds- 
länder als die bisherige? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ge- 
meinde Baumholder in den letzten zehn Jah- 
ren vor Inkrafttreten des Gemeindefinanzre- 
formgesetzes am 1. Januar 1970 durch ent- 
standene Mindereinnahmen auf Grund der in 
ihrem Bereich befindlichen militärischen An- 
lagen einen Schaden von ca. 2 Millionen DM 
erlitten hat, und welche Möglichkeiten sieht 
die Bundesregierung, der Gemeinde Baumhol- 
der auf dem Wege des Finanzausgleichs zu 
helfen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


21. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch der 
Geldner Anteil an den Milchpreiserhöhungen dieses 

Jahres ist, der den landwirtschaftlichen Er- 
zeugern zugute gekommen ist? 
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22. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den zu erwar- 
Meister tenden Zuckerberg dadurch abzubauen, indem 

sie sog. Futterzucker für die Viehverwertung 
zuläßt, wie es bereits in früheren Jahren ge- 
schehen ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


23. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung im 

Säckl Rahmen des Arbeitsförderungsgesetzes 1 Mil- 

liarde DM mehr für Leistungen aufzubringen 
hat, die entgegen der ursprünglichen Absicht 
des Gesetzgebers nicht Angehörigen gefährde- 
ter Berufe zugute kommen und auch nicht ge- 
währleisten, daß die Ausgebildeten den neu 
erlernten Beruf ausüben? 

24. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, den gesetz- 

Säckl liehen Zustand zu ändern, nach dem die Bun- 

desanstalt für Arbeitslosenversicherung in 
Nürnberg die Arbeitslosenunterstützung sol- 
chen Arbeitnehmern versagt, die wegen streik- 
bedingter Produktionsausfälle in Zulieferbe- 
trieben ihres Arbeitgebers beschäftigungslos 
geworden sind? 

25. Abgeordneter Welche (notfalls gesetzgeberischen) Maßnah- 

Wuwer men will die Bundesregierung ergreifen, um 

mißbräuchliche, unbillige oder volkswirtschaft- 
lich wertlose Umschulungen auf Grund des 
Arbeitsförderunggesetzes zu verhindern und 
die Finanzlage der Bundesanstalt für Arbeit 
zu verbessern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugendr Familie und Gesundheit 


26. Abgeordneter Welche Regelungen hat das Bundesministe- 

Spitzmüller rium für Jugend, Familie und Gesundheit vor- 

gesehen, um zu gewährleisten, daß bei Ver- 
suchen mit neuen Substanzen unbekannter 
Wirksamkeit die Versuchsleiter und Herstel- 
ler verpflichtet sind, die Versuchspersonen 
über die wissenschaftlichen und therapeuti- 
schen Absichten sowie die möglichen Gefahren 
aufzuklären? 
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27. Abgeordneter Wie werden Hersteller und Versuchsleiter 

Spitzmüller verpflichtet, diese Versuchspersonen auch über 

nachträglich bekannt werdende schädliche 
Wirkungen so aufzuklären, daß sich die Ver- 
suchspersonen dann unverzüglich den zweck- 
mäßigen Nachuntersuchungen unterziehen 
können? 

28. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung meiner Auffas- 
Dr. Beermann sung zu, daß sie sich einen Überblick über die 

Zahl und die Zusammensetzung der in Ob- 
dadilosenunterkünften lebenden Personen ver- 
schaffen sollte, um geeignete Maßnahmen zu 
ergreifen, die zur Auflösung und Beseitigung 
dieser teilweise menschenunwürdigen Unter- 
künfte führen? 

29. Abgeordneter Wird die Bundesregierung dem Deutschen 
Dr. Beermann Bundestag einen Gesetzentwurf zuleiten, der 

es ihr ermöglicht, eine bundeseinheitliche Er- 
hebung über Zahl und Zusammensetzung der 
in Obdachlosenunterkünften lebenden Perso- 
nen durchzuführen? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

30. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung getan, und was 

Dr. Riedl gedenkt sie zu tun, damit die Bundesanstalt 

(München) für Flugsicherung die Fürsorgepflicht erfüllt, 

die ihr gegenüber den Bediensteten der Flug- 
sicherungsleitstelle München obliegt, die noch 
immer keine angemessene Wohnung haben? 

31. Abgeordneter Welche Bestimmungen sichern den Einbau 

Dr. Schmitt- entsprechender Bremsen, wenn bei Kraftfahr- 

Vockenhausen zeugen die PS-Stärke und damit zugleich die 

Geschwindigkeit erhöht wird, und sieht die 
Bundesregierung Möglichkeiten, daß bei allen 
Unfallfeststellungen auch die Art der Bremse 
(Trommelbremse bzw. Scheibenbremse mit 
oder ohne Verstärkung) festgehalten wird? 

32. Abgeordneter Was kann geschehen, daß beim Technischen 

Dr. Schmitt- überwach ungs- Verein Stoßdämpfer auch auf 

Vockenhausen ihre Funktionstüchtigkeit kontrolliert werden? 

33. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, daß die US-Streitkräfte 
Engelsberger bereit sind, in absehbarer Zeit das Rasthaus 

am Chiemsee zur privaten Nutzung freizuge- 
ben, und hält bejahendenfalls das Bundesver- 
kehrsministerium weiter an dem mir schrift- 
lich mitgeteilten Plan fest, bei Autobahnkilo- 
meter 85 eine Pavillon-Raststätte zu errichten? 
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34. Abgeordneter Läßt sich nach Meinung der Bundesregierung 
Hussing die beschlossene Trassenführung der B 45 in 

Hanau, geplant als autobahnähnliche Straße 
mitten durch den Westen der Stadt, mit den 
Erklärungen der Bundesregierung im Umwelt- 
programm — Drucksache VI/2710 — in Ein- 
klang bringen? 


35. Abgeordneter Kann im Falle der Verneinung die Bundes- 

Hussing regierung in Aussicht stellen, aus Gründen des 

Schutzes der Umwelt und der Menschen, ge- 
meinsam mit dem Land Hessen, Bau und 
Finanzierung der Straße von der Prüfung ab- 
hängig zu machen, ob allen Erfordernissen 
des Umweltschutzes Rechnung getragen wird? 


36. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung eine Verbesse- 
Dr. Abelein rung der Aufsichtsfunktionen des Luftfahrt- 

bundesamts durch eine stärkere personelle 
Ausstattung dieser Behörde? 


37. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf die oberste 
Bredl Baubehörde des bayerischen Staatsministe- 

riums des Innern einzuwirken, daß zur Be- 
hebung der katastrophalen Verkehrsverhält- 
nisse während der Urlaubszeit auf den in 
Richtung München führenden Bundesauto- 
bahnen und Bundesstraßen die einzelnen 
Baulose des Autobahnverbindungsstückes 
München-Ost gleichzeitig vergeben werden, 
selbst auf die Gefahr hin, daß nicht das bil- 
ligste Baulos zum Zuge kommt? 


Ist die Bundesregierung bereit, zur Behebung 
der katastrophalen Verkehrsverhältnisse wäh- 
rend der Urlaubszeit auf den in Richtung 
München führenden Bundesautobahnen und 
Bundesstraßen für den Ausbau des Autobahn- 
verbindungsstücks München-Ost auf Grund 
der Dringlichkeit mehr Mittel zur Verfügung 
zu stellen und gleichzeitig das Leistungsange- 
bot für den Ausbau dieses Teilstücks durch 
Einschaltung ausländischer Baufirmen zu ver- 
mehren, um dadurch die Kostenhöhe positiv 
zu beeinflussen? 


39. Abgeordneter 

Baack 


Welche Maßnahmen sind geplant, um den 
Einwohnern der Stadt Witten, durch deren Be- 
reich die A 77 führt, die Auffahrt nach Norden 
(Bochum, Recklinghausen) zu ermöglichen, und 
wann ist mit dem Beginn der Baumaßnahmen 
zu rechnen? 


38. Abgeordneter 

Bredl 
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40. Abgeordneter 

Baack 


41. Abgeordneter 

Dr. Schwerer 


42. Abgeordneter 

Dr. Schwörer 


43. Abgeordneter 
Weigl 


44. Abgeordneter 

Weigl 

45, Abgeordnete 

Frau 

Griesinger 


46. Abgeordnete 

Frau 

Griesinger 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die Fertigstellung und Inbetriebnahme der 
A 13 die B 1 im Bereich Dortmund — Bochum 
überbelastet ist, und wann gedenkt die Bun- 
desregierung, mit dem Ausbau der A 140 
(Düsseldorf, Bochum, Bonn) im Bereich Dort- 
mund(A 13) und Bochum (A 77) zu beginnen, 
die zur Entlastung der B 1 beiträgt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Land Baden-Württemberg auf Grund seiner 
Finanzlage bei einem Wachsen des Umsatz- 
steueranteils der Länder um nur 3°/o gezwun- 
gen ist, die Mittel für den Landesstraßenbau 
von 248 Millionen DM im Jahre 1971 auf 
107 Millionen DM im Jahre 1972 zu kürzen? 

Ist die Bundesregierung angesichts dieser Tat- 
sache bereit, im Fall der Verabschiedung eines 
Eventualhaushalts, dem Land Baden-Württem- 
berg gezielt Mittel für besonders dringliche 
Maßnahmen im Landesstraßenbau zur Ver- 
fügung zu stellen? 

Ist eine Beseitigung des Defizits im Paket- 
dienst der Deutschen Bundespost von über 
700 Millionen DM durch eine Neueinteilung 
der Zonen für die Paketgebühren geplant? 

Trifft es zu, daß die Gebühren für Massen- 
drucksachen erneut angehoben werden sollen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ge- 
meinden erheblich mit ihren Bebauungsplänen 
behindert sind, solange nicht nach der jewei- 
ligen Situation (Engpässe durch Siedlungen, 
Gebiete mit Bebauung von Hochhäusern oder 
Industrieanlagen) Vorschläge für die erfor- 
derlichen Lärmschutzanlagen entlang den Bun- 
desstraßen und Bundesautobahnen angeboten 
werden können? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen, um Lärmschutzmodelle entwickeln 
zu lassen, die beim Straßenneubau und -umbau 
rechtzeitig und wirksam den Verkehrslärm 
mildern, und wann kann mit ihrer Veröffent- 
lichung gerechnet werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

47. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
Engelsberger Sache, daß seit Unterzeichnung des Berlin-Ab- 
kommens am 3. September 1971 die Schieße- 
reien an der Berliner Sektorengrenze im Ver- 
gleich zum gleichen Zeitraum des Vorjahrs 
sich verdoppelt haben, und worauf ist diese 
Eskalation zurückzuführen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


48. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf 

Dr. Evers Grund der angespannten Haushaltssituation 

des Landes Baden- Württemberg in den Haus- 
haltsplänen der Universitäten dieses Bundes- 
landes für 1972 bisher gesperrte Stellen ge- 
strichen werden müssen, daß von dem im 
Entwurf des Haushaltsplans ausgebrachten 
neuen Stellen weitere Stellen ersatzlos ge- 
strichen und andere gesperrt werden müssen, 
und entspricht diese Entwicklung den Absich- 
ten der Bundesregierung, der Förderung des 
Hochschulwesens vordringliche Priorität ein- 
zuräumen? 

49. Abgeordneter Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 

Dr. Evers regierung, bei den Verhandlungen mit den 

Bundesländern über die Neuverteilung des 
Aufkommens in der Umsatzsteuer zu ergrei- 
fen, um dieser bedenklichen Entwicklung im 
Unversitätssektor entgegenzuwirken? 

Trifft es zu, daß deutsche Großfirmen gegen- 
über dem von der Bundesregierung unter- 
stützten Institut für Technologie-Management 
in Mailand Zurückhaltung üben, und wenn ja, 
welche Gründe sind nach Meinung der Bun- 
desregierung dafür maßgebend? 

51. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für gerechtfer- 

Dr. Sperling tigt, daß Darlehnsnehmer auf Grund der In- 

kassobestimmungen des Deutschen Studenten- 
werks auch dann Stundungszinsen bezahlen 
müssen, wenn sie auf Grund ihrer beengten 
sozialen und finanziellen Situation zeitweilig 
mit den Raten ohne eigenes Verschulden in 
Rückstand gekommen sind, und ist die Bun- 
desregierung bereit, sich gegebenenfalls für 
eine Änderung der Inkassobestimmungen des 
Deutschen Studentenwerks einzusetzen, um zu 
vermeiden, daß hier den Darlehnsnehmern des 
Deutschen Studentenwerks zusätzliche und von 
ihnen nicht zu verantwortende Lasten aufge- 
bürdet werden? 

W'elche Piäne hat die Bundesregierung in be- 
zug auf die Zukunft der europäischen Raum- 
rakete, d. h., will sie den Etat dafür kürzen 
oder will sie zugunsten einer Beteiligung am 
Bau der amerikanischen Raumfähre die Ent- 
wicklung der „Europa 3 "-Rakete aufgeben? 

53. Abgeordneter Welche Projekte sind im Rahmen des Ersten 
Lenzer Datenverarbeitungsförderungsprogramms der 

Bundesregierung gefördert worden, und 
welche Mittel wurden dabei verwandt? 


52. Abgeordneter 

Wuwer 


50. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Walz 
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54. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Härzsdiel Schweiz in Kaiseraugst ein Kernkraftwerk 

projektiert hat, das mit Natur zugkühl türmen 
ausgestattet werden soll, und ist der Bundes- 
regierung die Stellungnahme des Planungs- 
verbands Hochrhein-Dinkelberg bekannt? 


55. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Be- 
Härzschel fürchtungen des Planungsverbands, daß vor 

allem klimatisch-metereologische Beeinträch- 
tigungen des Lebensraums auf der deutschen 
Seite zu erwarten seien, weil die Verdampfung 
von ca. 43 000 cbm Wasser täglich die Luft- 
schichten beeinflussen würde und daß der Bau 
dieser über 100 m hohen Kühltürme ein nicht 
vertretbarer Eingriff in das Landschaftsbild 
des Hodirheins sei? 


Bonn, den 3. Dezember 1971 



